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Deutscher Bundestag 
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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Verlegung des Sitzes des Bundesarbeitsgerichts 
von Kassel nach Erfurt 

A. Zielsetzung 

Im Zusammenhang mit dem Beschluß des Deutschen Bundes-
tages vom 20. Juni 1991 zur Vollendung der Einheit Deutschlands 

und den zu seiner Umsetzung getroffenen Festlegungen soll der 
Sitz des Bundesarbeitsgerichts von Kassel nach Erfu rt  verlegt 
werden. 

B. Lösung 

Die Sitzverlegung des Bundesarbeitsgerichts nach Erfu rt  bedarf 
einer Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes, weil dieses gegen-
wärtig Kassel als Sitz des Gerichts festlegt. Die Sitzverlegung 
kann erst vollzogen werden, wenn das neu zu errichtende Ge-
richtsgebäude in Erfu rt  fertiggestellt und funktionstüchtig ist. 
Deshalb soll das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
ermächtigt werden, den Zeitpunkt der Sitzverlegung nach Erfu rt 

 durch Rechtsverordnung zu bestimmen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Durch die Sitzverlegung des Bundesarbeitsgerichts von Kassel 
nach Erfurt  entstehen — nach ersten Schätzungen — Baukosten 
in Höhe von rund 121 Mio. DM und Umzugskosten, deren Höhe 
noch nicht beziffert werden kann. Die Kosten des Gesetzes er-
schöpfen sich insgesamt in dem Aufwand für die Verlegung des 
Gerichts, deren Umfang keine Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, 
erwarten läßt. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (311) - 801 05 - Bu 131/95 

Bonn, den 20. Oktober 1995 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Verlagerung des Sitzes des Bundesarbeitsgerichts von Kassel nach 
Erfurt  mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 689. Sitzung am 13. Oktober 1995 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwen-
dungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/2712 

Entwurf eines Gesetzes zur Verlegung des Sitzes des Bundesarbeitsgerichts 
von Kassel nach Erfurt 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

§ 40 des Arbeitsgerichtsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I 
S. 853, 1036), das zuletzt durch Gesetz vom ... 
(BGBl. I  S. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort  „Kassel" durch das 
Wort  „Erfurt " ersetzt. 

b) Satz 2 wird gestrichen.  

2. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a einge-
fügt: 

„(1 a) Das Bundesministerium für Arbeit und So-
zialordnung wird ermächtigt, den Zeitpunkt der 
Verlegung des Sitzes des Bundesarbeitsgerichts 
von Kassel nach Erfurt  durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen, 
sobald die Voraussetzungen für die Funktionsfä-
higkeit des Bundesarbeitsgerichts in Erfurt vorlie-
gen. Bis zu dem Zeitpunkt der Sitzverlegung kön-
nen die Senate des Bundesarbeitsgerichts Sitzun-
gen auch in Erfurt abhalten. " 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 



Drucksache 13/2712 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Im Zusammenhang mit dem Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 20. Juni 1991 zur Vollendung der 
Einheit Deutschlands und den zu seiner Umsetzung 
getroffenen Festlegungen, insbesondere dem Be-
schluß der Unabhängigen Föderalismuskommission 
vom 27. Mai 1992 zur Verlagerung von Bundesinsti-
tutionen in die neuen Bundesländer, soll künftiger 
Sitz des Bundesarbeitsgerichts die Landeshauptstadt 
Erfurt  des Freistaates Thüringen sein. Da § 40 Abs. 1 
Satz 1 des Arbeitsgerichtsgesetzes gegenwärtig Kas-
sel als Sitz des Bundesarbeitsgerichts festlegt, bedarf 
die Sitzverlegung nach Erfurt einer Gesetzesände-
rung. Mit der Sitzverlegung wird die durch Artikel 4 
des Gesetzes zur Änderung des Beratungshilfegeset-
zes und anderer Gesetze vom 14. September 1994 
(BGBl. I S. 2323) ge troffene Regelung, daß die Senate 
des Bundesarbeitsgerichts Sitzungen auch in Erfu rt 

 abhalten können, gegenstandslos und ist deshalb 
aufzuheben. 

Voraussetzung für die Sitzverlegung des Bundesar-
beitsgerichts ist der Neubau eines Gerichtsgebäudes 
in Erfurt. Da der genaue Termin der Fertigstellung 
des Gebäudes und damit des Umzuges noch nicht 
feststeht, wird das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung ermächtigt, den Zeitpunkt der Sitzver-
legung durch Rechtsverordnung zu bestimmen. 

Für die Errichtung des Neubaus auf dem bundes-
eigenen Grundstück auf dem Petersberg in Erfu rt 

 entstehen nach ersten Schätzungen der Oberfinanz-
direktion Erfurt Baukosten in Höhe von rd. 121 Mio. 
DM, davon entfallen auf den Einzelplan 11 rd. 
104 Mio. DM und auf den Einzelplan 08 rd. 17 Mio. 
DM. 

Darüber hinaus entstehen Kosten hauptsächlich in-
folge dienstrechtlicher Begleitmaßnahmen, sozialver-
träglicher Gestaltungen der Verlegung, Wohnungs-
baumaßnahmen bzw. Wohnungsfürsorgemaßnah-
men und weiterer personalwirtschaftlicher Maßnah-
men aufgrund des Umzugs. Diese Kosten können 
derzeit nicht abgeschätzt werden, da die Ausgestal

-

tung der genannten Maßnahmen noch nicht konkre-
tisiert ist. 

Die Kosten des Gesetzes erschöpfen sich insgesamt 
in dem Aufwand für die Verlegung des Gerichts, de-
ren Umfang keine Auswirkung auf Einzelpreise und 
das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreis-
niveau, erwarten läßt. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Durch die Änderung des § 40 Abs. 1 Satz 1 des Ar-
beitsgerichtsgesetzes wird als neuer Sitz des Bundes-
arbeitsgerichts die Stadt Erfurt festgelegt. Gestrichen 
wird Satz 2, der wie folgt lautet: „Die Senate des 
Bundesarbeitsgerichts können Sitzungen auch in Er-
furt  abhalten." Diese durch Artikel 4 des Gesetzes 
zur Änderung des Beratungshilfegesetzes und ande-
rer Gesetze eingefügte Vorschrift hat nur Bedeutung 
bis zum Zeitpunkt der Sitzverlegung des Bundesar-
beitsgerichts nach Erfurt. 

Zu Nummer 2 

Da die Sitzverlegung des Bundesarbeitsgerichts nach 
Erfurt erst vollzogen werden kann, wenn das neu zu 
errichtende Gerichtsgebäude fertiggestellt und funk-
tionstüchtig ist, wird das Bundesministerium für Ar-
beit und Sozialordnung durch Satz 1 des neu einge-
fügten Absatzes 1 a ermächtigt, den genauen Termin 
der Sitzverlegung bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen für die Funktionsfähigkeit des Gerichts durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen. Durch Satz 2 wird 
klargestellt, daß die Senate des Bundesarbeitsge-
richts bis zu dem Zeitpunkt der Sitzverlegung weiter-
hin auch Sitzungen in Erfurt  abhalten können. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 


